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A ls Visionär, Ideen- und Ratgeber war Prof. Dr. Andreas Berkner an nahezu jeder Entwicklung unserer Region beteiligt. Mit Blick aufs 
Ganze gestaltet er seit über 30 Jahren diesen Landstrich mit, begleitet 
Strukturwandelprozesse und kämpft für eine nachhaltige Zukunft.
Seine Person steht für profundes Wissen und die Fähigkeit, kom-

plexe Themen verständlich zu machen. Dass Andreas Berkner für Lö-
sungen begeistern kann, verdankt er seiner Menschlichkeit: Sie macht 
ihn nahbar und überzeugend.
Ob als Leiter der Regionalplanung, Wissenschaftler, Mediator, 

Buchautor oder Fotograf – mit seiner Expertise, Weitsicht und Tatkraft 
hat er unzählige Vorhaben angestoßen und begleitet, aber auch bei 
Konflikten vermittelt. Seine Handschrift wird in die Zukunft hineinwir-
ken. Weil Andreas Berkner kein Freund pathetischer Worte ist: Herz-
lichen Dank für alles, was war und noch kommen wird! 

Henry Graichen
Landrat des Landkreises Leipzig

Glückauf!
Diese Sonderausgabe widmen wir einer Koryphäe im mitteldeut-
schen Revier: Professor Andreas Berkner ging nach rund 30 Jahren 
am 31.03.2025 in den wohlverdienten Ruhestand. Mit einer eigenen 

Ausgabe des Revierkuriers wollen wir sein Wirken als Leiter des Re-
gionalen Planungsverbands Leipzig-Westsachsen würdigen. Im Jahr 
2024 haben wir dafür mit ihm über sein Leben, den Kohleausstieg 
und das Leipziger Neuseenland gesprochen. 
Wir wünschen ihm alles Gute für den verdienten (Un-)Ruhestand.

Diese Sonderausgabe des Revierkuriers ist Prof. Dr. Andreas Berk-
ner gewidmet. Seit über 30 Jahren als Geograf aktiv, hat er wie 

kein Zweiter unser Mitteldeutsches Revier geprägt.
Er vereint exzellente Fachexpertise als Regionalplaner mit umfas-

senden historischen und geografischen Kenntnissen, insbesondere 
im Braunkohlenbergbau, mit einem herausragenden gesellschaftli-
chen Engagement. Dabei behält er stets den praktischen Nutzen für 
das Gemeinwohl und die Umwelt im Blick. Zudem kann Andreas Berk-
ner hervorragend erklären und auch hochkomplexe Zusammenhänge 
für ein breites Publikum verständlich und einprägsam darstellen.
Als langjähriges Mitglied des Kuratoriums der Kulturstiftung Ho-

henmölsen, seit sieben Jahren auch als dessen Vorsitzender, ist ihm 
insbesondere der Erhalt unseres montanhistorischen Erbes ein Be-
dürfnis, nachzulesen etwa auf 528 Seiten des von ihm zusammen-
getragenen Kompendiums „Bergbau und Umsiedlung im Mitteldeut-
schen Braunkohlenrevier“.

Andy Haugk
Direktor der Kulturstiftung Hohenmölsen
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Einweihung Stein des Dialogs am Zwenkauer See 2013
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30 JAHRE BERGBAUFOLGELANDSCHAFT

Im Gespräch mit  
Prof. Dr. Andreas Berkner
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Andreas Berkner (rechts) und Andy Haugk (links, Bürgermeister Hohenmölsen) zur SOMAK 2023 in Hohenmölsen

 STIMME AUS DEM REVIER 
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bis Zwölffache des Weltmarktpreises in har-
ter Währung zu bezahlen. Bei den Kraftwer-
ken war klar, dass keines in Mitteldeutschland 
von der Ausstattung her in der Lage war, die 
Umweltauflagen nach der Großfeuerungs-
anlagenverordnung zu erfüllen. Das heißt 
also, es bestanden nur zwei Handlungsalter-
nativen, entweder Ertüchtigung der Kraft-
werke oder stilllegen und neu bauen. Das ist 
in Mitteldeutschland passiert. Die einzigen 
Ausnahmen, wo Ertüchtigungen umgesetzt 
wurden, waren Deuben und Mumsdorf als 
relativ kleine Industriekraftwerke. Ansonsten 
ist alles bis zum Jahr 2000 vom Netz gegan-
gen und durch die beiden großen Kraftwerke 
Lippendorf und Schkopau beziehungsweise 
das kleine Industriekraftwerk Wählitz ersetzt 
worden. 
Die andere Seite war natürlich: Die Be-

legschaft, was die Braunkohlenindustrie 
betrifft, ist von rund 60.000 1989 innerhalb 
eines Zeitraums von weniger als fünf Jahren 
auf ein Niveau von unter 5.000 gegangen. Das 
heißt also, innerhalb von fünf Jahren haben 
mehr als 90 Prozent der Menschen, die in der 
Branche gearbeitet haben, ihren Arbeitsplatz 
verloren. Wir müssen natürlich fairerweise 
sagen, dass das nicht die ganze Wahrheit ist, 
weil zu DDR-Zeiten ein Tagebau oder eine Be-
triebsstätte praktisch alles hatte. Es waren 
nicht nur die Kernbereiche, sondern man 
hatte einen Wachschutz, man hatte eine Be-
triebsküche oder Kantine, man hatte Instand-
haltung und so weiter, was durch das soge-
nannte Outsourcing in der Folgezeit reduziert 
worden ist. Aber dennoch können wir sagen, 
dass die weitaus meisten Arbeitnehmer keine 
Perspektive in diesem Zweig mehr hatten. 
Das hat dazu geführt, dass viele der selbst-
bewussten und gut verdienenden Bergleute 
innerhalb von sehr kurzer Zeit sozusagen ins 
Bergfreie gefallen sind, und dass es dann oft 
auch um existenzielle Fragen ging. 
Man hat viel in dieser Zeit mit Vorruhe-

standsregelungen dahingehend gearbeitet, 
dass einfach eine frühere Verrentung erfolgt 
ist. Es gab Qualifizierungsmaßnahmen, die 
man oft als Selbstzweck durchgeführt hat. 
Und ein drittes Thema, was ganz wichtig war 
in dem Zusammenhang, das war die Braun-
kohlesanierung. Das begann mit den soge-
nannten Mega-ABM-Projekten (2) 1991/92, 
um überhaupt erst mal einen neuen Anfang 
zu finden, bevor sich dann die Strukturen bis 
hin zur LMBV (3) herausgebildet haben. Das 
ist ein Prozess gewesen, der erst mit der Un-
ternehmensspaltung 1994/95 beendet war, 

als sich MIBRAG (4) zum 1. Januar 1994 für 
den aktiven Bergbau und dann die LMBV ein 
Jahr später etabliert haben. Das war die Aus-
gangssituation. 
Um es statistisch zu fassen: In den Extrem-

zeiten hat die Arbeitslosigkeit in den Kernre-
vieren bei bis zu 25 Prozent gelegen. Das ist 
aber nur die halbe Wahrheit. Wenn man dazu 
die Faktoren nimmt, die ich schon genannt 
habe, also Frühverrentung, Qualifikations-
maßnahmen und so weiter, dann kamen wir in 
Extremfällen im Kernrevier bis zu dem Punkt, 
dass jeder zweite Mensch im berufsfähigen 
Alter außerhalb des Arbeitslebens stand. 
Das ist ein Fakt, der sich auf die Menschen 
gravierend ausgewirkt hat und im sozialen 
Gedächtnis der Region nach wie vor steckt. 
Diese Erfahrung – auch wenn das mittlerweile 
eine Generation her ist – haben die Menschen 
nicht vergessen! Und diese Befunde oder Er-
fahrungen werden weitergegeben innerhalb 
von Familien. Gerade daraus erwächst aus 
meiner Sicht das Maß an Verantwortung, dass 
wir das, was uns jetzt bevorsteht an Struktur-
wandel, anders gestalten müssen.
Ich selbst habe mich Anfang 1992, eigent-

lich schon ein Jahr früher, dazu entschieden, 
den Elfenbeinturm der Wissenschaft zu ver-

Revierkurier: Sie haben den Strukturbruch 
in den 1990er Jahren erlebt. Wie haben Sie 
den damals wahrgenommen? Woran kön-
nen Sie sich erinnern?
Andreas Berkner: Ich würde eigentlich noch 
mal ein ganz kleines Stück weiter zurückge-
hen, in die 1980er Jahre. Das ist damals eine 
Zeit gewesen, in der Braunkohle hierzulande 
volkswirtschaftlich eminent wichtig gewesen 
ist. Es gab zu DDR-Zeiten kaum praktikable 
Alternativen. 
Auf der anderen Seite gab es die Umwelt-

probleme, die damit in Verbindung standen: 
Rauchgasbelastung, Abwasserbelastung, 
Grundwassersituation, Altlasten, um nur eini-
ge Punkte zu nennen. Jeder, der in dieser Re-
gion gelebt hat, war täglich diesen Umweltbe-
lastungen ausgesetzt. Das hat dazu geführt, 
dass man Mitteldeutschland mitunter als 
ökologische Katastrophenregion bezeichnet 
hat. Auf der anderen Seite war es natürlich 
so, das muss man auch sehr deutlich sagen: 
Die Bergleute waren eine selbstbewusste 
Klientel, die auch ordentlich verdient hat. Es 
gab nicht umsonst den Spruch in dieser Zeit: 
„Ich bin Bergmann. Wer ist mehr?“ Das war 
die Ausgangssituation mit rund 60.000 Men-
schen, die in Mitteldeutschland in der Bran-
che beschäftigt waren. 
Und dann kam eben dieser massive Struk-

turbruch, der seine Wurzeln hatte in der Wirt-
schafts- und Währungsunion am 1. Juli 1990, 
als die D-Mark eingeführt worden ist. In dem 
Moment war klar, dass es keine Perspektive 
dafür gibt, diesen Wirtschaftszweig in der bis-
herigen Form weiter zu betreiben. Die meis-
ten haben allerdings zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht einschätzen können, was es real 
bedeutet. Wir hatten damals in Mitteldeutsch-
land 20 Tagebaue, wir haben 1989 noch rund 
105 Millionen Tonnen Braunkohle gefördert. 
Wir hatten die Karbochemie (1). Dazu kamen 
Kraftwerke, allerdings die weitaus meisten 
davon in einem technischen Zustand, dass 
man sie eigentlich als produzierende Techni-
sche Museen bezeichnen musste. Und damit 
war klar, was die neuen Umweltstandards be-
traf, was Arbeitsschutzbelange anging und so 
weiter, dass man so nicht weiter wirtschaften 
konnte. 
Das war die Situation Anfang der 1990er 

Jahre: Wir hatten die Verstromung. Wir hatten 
die Brikettierung. Und wir hatten die stoffli-
che Nutzung, die Veredelung. Die Karboche-
mie war im Grunde genommen mit der Ein-
führung der D-Mark tot, weil niemand bereit 
gewesen wäre, für deren Produkte das Zehn- 

Zur Person

	→ 	 1959 in Altenburg geboren

	→ 	 1980 bis 1984 Studium der Geografie 
in Halle

	→ 	 seit 1992 angestellt beim Regionalen 
Planungsverband Leipzig-Westsa-
chen, seit 2000 dort Leiter der Regio-
nalen Planungsstelle

	→ 	 seit 2007 Honorarprofessor am 
Institut für Geografie der Universität 
Leipzig

	→ 	 ordentliches Mitglied in der Aka-
demie für Raumentwicklung in der 
Leibniz-Gemeinschaft 

	→ 	 seit 1996 Vorstandsvorsitzender des 
Dachvereins Mitteldeutsche Straße 
der Braunkohle e. V.

	→ 	 seit 2018 Kuratoriumsvorsitzender 
der Kulturstiftung Hohenmölsen
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lassen. Ich war bis dahin an der Martin-Lu-
ther-Universität in Halle tätig, habe dort 
wissenschaftlich zu dem Thema Bergbau ge-
arbeitet, was mich in die Lage versetzt hat, 
den Job hier anzutreten und auszufüllen. Es 
war eine Zeit, wo alles in Bewegung war, wo 
nichts klar war. Es war ja nicht so angesichts 
der Erfahrungen, Umweltbelastung, Ent-
scheidungstransparenz und so weiter, dass 
die Leute uns auf die Schultern geklopft und 
gesagt haben: „Ihr seid jetzt die Guten und 
euch glauben wir damit auch alles.“ Die ers-
ten drei, vier Jahre der Existenz des Regiona-
len Planungsverbandes (5) waren ein inten-
sives und hartes Ringen um Glaubwürdigkeit 
und Akzeptanz – also schlicht und einfach 
den Menschen deutlich machen, dass wir es 
ehrlich meinen mit einer neuen Planungskul-
tur und die entsprechend umsetzen. 
Das war auch eine Phase, in der man da-

mals verschiedene Entwicklungen gar nicht 
absehen konnte. Die Umsiedlungsthema-
tik, die die Menschen am meisten bewegt 
hat – das muss man so unterm Strich sagen. 
Wir haben in Mitteldeutschland 148 Um-
siedlungsfälle gehabt, die insgesamt 54.000 
Menschen betroffen haben. Das ist durch 
mein Buchprojekt, das ich vor drei Jahren 
abgeschlossen habe, dokumentiert (6). Das 
sind deutlich mehr als im Rheinland (42.000) 
und auch in der Lausitz (29.000). Und wenn 
die Wende nicht gekommen wäre, hätten bis 
heute mindestens noch mal 10.000 bis 15.000 
Menschen umgesiedelt werden müssen. In 
der Wendezeit haben natürlich alle Hoffnung 
gehabt (, dass es keine Umsiedlungen mehr 
geben wird. Anm. d. Redaktion). Und die war 
in den allermeisten Fällen auch berechtigt, in 
einigen wenigen nicht. Besonders massiv war 
der Umsiedlungskonflikt zu Heuersdorf, der 
uns im Endeffekt bis zum Jahr 2009 beschäf-
tigt hat. Ein Stück weit lag es auch daran, dass 
die Politik nicht Klartext geredet hat gegen-
über den betroffenen Bürgern. Es gab den 
zweiten Fall namens Großgrimma in Sach-
sen-Anhalt, wo etwas passiert ist, was nie 
vorher und auch nie anschließend irgendwo 
in Deutschland zu verzeichnen war, nämlich 
eine vorzeitige und freiwillige Umsiedlung. 
Das ist ein absolutes Unikat. Das dritte Thema 
ist Pödelwitz, wo der Impuls für die Umsied-
lung 2009 nicht von der Politik, auch nicht von 
MIBRAG als Bergbautreibende kam, sondern 
aus der Dorfgemeinschaft heraus. 
Und nun steht im Zuge des Kohleausstiegs 

fest, dass Pödelwitz bleibt, auch wenn dort 
im Moment noch etwa 30 von ehemals 140 

Menschen verblieben sind. Wo aber jetzt die 
Thematik darin besteht, das Dorf zu revitali-
sieren, mit neuem Leben zu füllen (7), wobei 
wir bei dieser Sache einen großen Vorteil ha-
ben. Wir haben das in den 1990er Jahren an 
mehreren Stellen schon gemacht: Dreiskau-
Muckern ist ein Beispiel dafür und auch Sau-
sedlitz nördlich von Delitzsch.

Bevor wir auf den Strukturwandel der neu-
eren Zeit zu sprechen kommen: Was sind 
denn zwei, drei prägende Erinnerungen, 
wenn Sie zurückblicken, an denen Sie mit-
gewirkt haben?
Also das erste Thema war, überhaupt für den 
aktiven Bergbau eine Perspektive zu schaffen 
oder zu sehen. Eigentlich war es so, dass sich 
unmittelbar nach der Wende die westdeut-
schen wirtschaftlichen Akteure – das war im 
Wesentlichen die damalige RHEINBRAUN (8) 
– sehr stark für die Lausitz interessiert haben, 
wo sie mit 35 Beratern angetreten sind, um 
dort die Dinge zu prüfen. In Mitteldeutsch-
land waren es ganze zwei, was deutlich die 
Gewichte und die Interessen zum Ausdruck 
gebracht hat. Mit anderen Worten: Es be-
stand, jedenfalls was die deutsche Wirtschaft 
betrifft, kein Interesse daran, einen aktiven 
Bergbau in Mitteldeutschland aufrechtzu-
erhalten. 1992/93 gab es die reale Sorge, 
dass der Bergbau in Mitteldeutschland bis 
zum Jahr 2000 komplett stillgelegt werden 
könnte. Letzten Endes hat die weltweite Aus-
schreibung des aktiven Bergbaus in Mittel-
deutschland durch die Treuhandanstalt den 
Erfolg dahingehend gebracht, dass sich ein 
Konsortium aus US-amerikanischen und bri-
tischen Partnern dazu entschlossen hat, die 
MIBRAG zu übernehmen. Ohne dieses aus-
ländische Engagement wäre der Bergbau in 
Mitteldeutschland unweigerlich eingestellt 
worden. Da hing natürlich auch die Entschei-
dung um das Neubaukraftwerk Lippendorf 
dran, mit vielen Unwägbarkeiten und Ausein-
andersetzungen. Aber erst mit dieser Bauent-
scheidung ist eine Perspektive für den mittel-
deutschen Bergbau entstanden. 
Wenn ich mich an die Zeit zurückerinnere: 

Wir haben damals Braunkohlenausschusssit-
zungen fast im Monatstakt gehabt, mitunter 
mit Polizeischutz. Weil die Positionen aufein-
anderprallten, die Interessen. Es ging erst mal 
darum, überhaupt eine wirtschaftliche Per-
spektive zu finden. Ich kann mich erinnern, 
das war Anfang Februar 1993, da haben wir 
die erste öffentliche Braunkohlenausschuss-
sitzung im Kulturhaus Böhlen gehabt: 600 
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Kraftwerk Schkopau
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Leute im Saal und Betroffenheiten auf beiden 
Seiten. Wir hatten auf der einen Seite die Berg-
leute, die Angst um ihren Job hatten, und wir 
haben auf der anderen Seite die von Umsied-
lung Betroffenen gehabt, die die berechtigte 
Frage gestellt haben: „Was passiert mit uns? 
Wo bleiben wir?“ Das Ganze kulminierte dann 
Mitte Februar, also wenige Tage später, mit ei-
ner Lichterkette an der Grube. Es ging damals 
um den Tagebau Zwenkau, wo zu diesem Zeit-
punkt nicht klar war, wie weit der Abbau geht 
und wo Schluss ist. Die Zwenkauer haben sich 
massiv dagegen gewehrt, das über einen be-
stimmten Punkt hinaus zu betreiben. 
Wir haben damals etwas praktiziert, was 

sich als sehr erfolgreich und zukunftsträch-
tig erwiesen hat. Ich habe damals im Januar 
1993 rund eintausend Briefe von Zwenkau-
ern bekommen, die ihre Besorgnis darüber 
zum Ausdruck gebracht haben, was dort pas-
siert. Wir haben dann gesagt: „Gebt uns ein 
Vierteljahr Zeit, damit wir prüfen können, 
welche Handlungsoptionen es für die Sanie-
rung Zwenkaus und Espenhains gibt.“ Das 
war damals eine Situation, wo wir selbst mit 
der Bergakademie Freiberg, namentlich mit 
Professor Steinmetz, und mit dem damali-
gen Bergbauunternehmen zusammenge-
arbeitet haben. Und wir haben es in diesem 
Vierteljahr tatsächlich fertiggebracht, eine 
technologisch vollkommen neue Lösung zu 
entwickeln. Dabei ging es um eine Kippen-
rückgewinnung im Tagebau Espenhain im 
Umfang von circa 45 Millionen Kubikmetern. 
Es ging um Sanierungsabraum, um das Mate-
rial dort zu haben, wo wir es brauchten. Und 
wir haben es geschafft, durch Miteinanderre-
den, durch gemeinsames Nachdenken diese 
schwierige Kiste bis zum Mai 1993 vom Eis zu 
bekommen. Die Markierung der Tagebauend-
stellung gemeinsam durch Tagebauleiter und 
Bürgermeister damals war der Punkt, wo wir 
sagen konnten, der Konflikt ist ausgestan-
den, jedenfalls bezogen auf Zwenkau. 
Eine Schlüsselproblematik bestand in 

der Zeit natürlich darin, dass es zwar einige 
wenige Beispiele dafür gab, wie Bergbaufol-
gelandschaft in dieser Region mal aussehen 
könnte, der Kulkwitzer See beispielsweise, 
der Muldestausee, der Pahnaer See, der Spei-
cher Borna, auch als Adria bezeichnet. Aber 
es gab eben die Situation, dass die Auswir-
kungen des Braunkohlenbergbaus über lange 
Zeit permanent größer waren als die gleich-
zeitige Wiedernutzbarmachung. Das heißt, 
dass sich die Schere zwischen Inanspruch-
nahme und Wiedernutzbarmachen ständig 

weiter geöffnet hat. An der Stelle war es ein-
fach wichtig, diese Entwicklung zu brechen, 
um Glaubwürdigkeit zu erzielen, dass man 
solche Landschaften überhaupt wieder nutz-
bar machen kann. Denn das konnte man in 
Zweifel ziehen. Das Problem für uns bestand 
darin, dass wir zu dem Zeitpunkt, als ich hier 
in die Verantwortung gegangen bin, buch-
stäblich nichts hatten, worauf wir planerisch 
aufbauen konnten. Alle Vorwendekonzepte 
waren überholt, waren nurmehr historische 
Dokumente, weil sich die Bergbauentwick-
lung anders vollzogen hat. Und Neues gab es 
noch nicht. Es war in hohem Maße Learning 
by Doing, was wir praktizieren mussten. 
Die Frage, die jetzt unter dem Aspekt Koh-

leausstieg ansteht, ist, wie wir die letzten ver-
bleibenden Tagebauseen in der Region mit 
Wasser füllen. Das sind insgesamt vier, wenn 
wir über den Bereich der MIBRAG reden. Da-
bei reden wir über eine Wassermenge von 1,6 
Milliarden Kubikmeter – das würde reichen, 
um die größte Talsperre, die wir in Deutsch-
land haben, die Bleilochtalsperre an der Saa-
le, siebenmal zu füllen. Das ist die Heraus-
forderung, vor der wir jetzt stehen, praktisch 
diese Flutung abzuschließen. Die Erfolgsge-
schichte Leipziger Neuseenland (9) ist erst 
dann abgeschlossen, wenn wir einen wasser-
gefüllten Pereser See haben – beim zweiten 
muss man sehen, ob er am Ende Groitzscher 
oder Käferhainer See heißt. Hinzu kommen 
der Schwerzauer und der Domsener See im 
Tagebaubereich Profen. Das sind immerhin 
insgesamt noch mal rund 40 Quadratkilo-
meter Wasserfläche. Wenn wir die bewältigt 
haben und sagen können: „Die sind jetzt auch 
mit einer ordentlichen Wasserqualität gefüllt, 
die Böschungen sind standsicher und so wei-
ter“, dann können wir sagen, sind wir wirklich, 
was die Bergbaufolgen betrifft, auf der Zielge-
raden – noch nicht am Zielpunkt. 
Wir werden auch Dinge haben, die sich 

wesentlich länger auswirken, aber das ist die 
eigentliche Herausforderung, die abgesehen 
vom Kohleausstieg besteht. Das ist ein Punkt, 
auf den ich nicht oft genug hinweisen kann, 
weil er mitunter politisch ausgeblendet wird 
oder unterbelichtet ist. Natürlich geht es in 
dem Zusammenhang um Umweltfragen, 
Stichwort „Minderung von CO2-Emissionen“. 
Wenn ich das rein unter diesem Aspekt be-
trachte, wäre es eigentlich am besten, wenn 
wir alle Emittenten sofort dichtmachen. Da-
mit habe ich aber die Frage nicht beantwor-
tet, welche Chancen ich den Menschen bieten 
kann, die davon betroffen sind. Und damit 
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bleibt auch offen, wie ich Wertschöpfungs-
ketten neu gestalten kann, also Folgewirt-
schaft. Was aber das Dramatischste ist, und 
das ist genau der Punkt, auf den ich hinwei-
se: Wir müssen „den Laden geordnet zu Ende 
bringen.“ Wir haben die Verpflichtung, wenn 
wir aus der Kohle aussteigen, auch eine ver-
gleichbare Wiedernutzbarmachungsqualität 
herzustellen, die wir an anderen Stellen in der 
Vergangenheit schon hatten. Wir können der 
Region nicht zumuten, dass die Räume und 
Kommunen, die die Lasten des aktiven Berg-
baus am längsten tragen, am Ende faktisch 
noch einmal benachteiligt werden. Insofern 
gibt es hier eine Bringschuld.
Und jetzt sind wir bei der eigentlichen Pro-

blematik: Wir können im Moment die Frage, 
wann genau der Kohleausstieg stattfindet, 
nicht wirklich beantworten. Wir haben zu-
nächst mal ein Kohleausstiegsgesetz vom 
August 2020. Dort steht blockkonkret für 
jedes Kraftwerk der am spätesten mögliche 
Stilllegungstermin drin. Dort steht auch drin, 
dass es eher sein kann. Herr Habeck in Berlin 
ist den Bericht, was die Zwischenevaluierung 
betrifft, seit zwei Jahren schuldig geblieben 
(gemeint ist das Monitoring zur Kraftwerk-
stilllegung, Anm. d. Redaktion). Das, was ei-
gentlich festgelegt war, ist nicht so passiert, 
wie es vorgesehen war. 
Das ist die Situation: Wir haben einen 

vielstimmigen Chor. Für das Rheinland ist 
politisch klar, dass 2030 Schluss ist. Für die 
Lausitz steht bis jetzt das Zieldatum Ende 
2038, für Brandenburg und für Sachsen. Dar-
an rüttelt im Moment auch keiner. Für Mittel-
deutschland haben wir die Situation, dass wir 
den Zielzeitraum Ende 2035 haben, Schkopau 
ein Jahr eher, Lippendorf ein Jahr später. Al-
lerdings geht mein erster Blick auf den Weg 
zur Arbeit immer zum Kraftwerk Lippendorf, 
um zu schauen, wie viele Blöcke dort am 
Netz sind. Da kann man deutlich sagen, wenn 
man dieses Jahr (2024) verfolgt, dass es auch 
mehrwöchige komplette Stillstandsperioden 
gab, die schon Anlass zur Sorge gaben: Kom-
men wir mit Lippendorf bis 2035? 
Alles, was passiert oder nicht passiert im 

Tagebau, hat Auswirkungen. Und deshalb 
lege ich Wert darauf – zusätzlich zu den drei 
Komponenten CO2-Minderung, Beschäfti-
gungswirkung, Wertschöpfung –, dass der 
gesicherte Abschluss der Bergbaufolgeland-
schaften, möglichst ohne eine gravierende 
Inanspruchnahme der öffentlichen Hand, ein 
absolut gleichwertiger Punkt ist. Wir reden 
nach meiner Auffassung nicht über ein Drei-

eck der Nachhaltigkeit. Vielmehr geht es um 
ein Viereck der Nachhaltigkeit, wenn man die-
se Komponente mit einbezieht.

Die Wasserproblematik haben Sie schon an-
gesprochen. Welche Szenarien gibt es aus 
Ihrer Sicht, diese Seen oder Tagebaulöcher 
zu füllen? 
Wir sind in einer Situation, ich will es mal so 
formulieren, dass wir gerade im Pleiße-Ein-
zugsgebiet – dazu habe ich viele Jahre wis-
senschaftlich gearbeitet – über lange Zeiträu-
me eine sehr angespannte Situation hatten, 
was den Wasserhaushalt betrifft. Das hat sich 
durch den Zusammenbruch der Industrie 
nach 1990 ein Stück weit entschärft. Und jetzt 
sind wir in einer Situation, wo wir feststel-
len, es gibt neue Entwicklungen, Wasser wird 
wieder ein zunehmend knappes Gut. Daran 
arbeiten wir mit vielen Partnern zusammen. 
Es geht um eine sogenannte Steuerungszen-
trale, darum, das Wasserdargebot klug zu 
nutzen. Dabei spielt eine Infrastruktur, die es 
seit über 60 Jahren gibt, eine Schlüsselrolle: 
Die sogenannte Muldewasserüberleitung 
– die Möglichkeit, Wasser vom Pumpwerk 
Sermuth, das liegt am Zusammenfluss von 
Zwickauer und Freiberger Mulde, über den 
Speicher Witznitz überzupumpen und es da-
für zu verwenden, wofür wir es brauchen. 
Diese Muldewasserüberleitung ist in den 

vergangenen 25 Jahren maßgeblich zur 
Brauchwasserversorgung des Kraftwerks 
Lippendorf betrieben worden. Da kann man 
es sich jetzt einfach machen und sagen, das 
Kraftwerk Lippendorf braucht in spätestens 
elf Jahren kein Wasser mehr, also müsste Dar-
gebot frei werden. Erstmal richtig. Bis jetzt 
waren es logischerweise die Betreiber vom 
Kraftwerk Lippendorf, also LEAG (10) und 
EnBW, die die Kosten zu tragen hatten. Wenn 
die kein Wasser im bisherigen Umfang mehr 
brauchen, dann müssen wir die Frage neu be-
antworten, wer es dann macht. Wenn wir am 
Standort Lippendorf über Wasserstofftech-
nologie oder ein Gaskraftwerk reden, braucht 
auch das Wasser. Es wird also nicht der volle 
Wasserbedarf von Lippendorf frei werden, 
sondern nur ein Teil davon. 
Wir haben aber abgesehen von der Nach-

frage, was die Tagebauseen betrifft, auch noch 
andere Aspiranten, die Dow (11) beispielswei-
se oder die Entwicklung am Standort Thier-
bach (12). Sie sind mit Sicherheit auch auf 
Wasser angewiesen. Die Wünsche, was Was-
sernutzung betrifft, überschreiten perspekti-
visch gesehen die Möglichkeiten deutlich. 

Da wird es eine klare Nutzungspriorität ge-
ben müssen. Die gibt es eigentlich jetzt schon 
dahingehend, dass wir sagen: Der sogenann-
te „landschaftsnotwendige Mindestabfluss“, 
das ist das Wasser, was man im Fluss lassen 
muss, damit das Ökosystem nicht kaputt-
geht, steht immer an erster Stelle. Dann kom-
men als nächstes die bestehenden Wasser-
rechte. Daran schließt sich der Wasserbedarf 
zur Flutung von Tagebauseen an, auch um die 
Standsicherheit der Böschungssysteme zu 
gewährleisten. Die Rutschung von Nachter-
stedt 2009 hat gezeigt, wie wichtig das ist. 
An letzter Stelle steht der Wassertourismus. 
Damit ist eine Frage noch nicht beantwortet: 
Was ist mit neuen Wasserbedarfen? Wo sind 
die in dem Ranking? Normalerweise müss-
ten die sich eigentlich hinten anstellen. Wenn 
jetzt ein Investor kommt und sagt: „Ich schaf-
fe hier 2.000 Arbeitsplätze und investiere, 
brauche aber dafür so und so viel Wasser.“ – 
halten wir das durch, dass man sagt: „Stellst 
dich hinten an.“? Das wird schwierig. 
Um es zurück auf die Tagebauseen zu 

bringen: Die Frage Flutung oder Nichtflutung 
steht nicht. Wenn ich nicht flute, also bei der 
Wasserfüllung nachhelfe, gibt es noch zwei 
Handlungsalternativen: Die eine heißt, ich 
überlasse es dem natürlichen Grundwasser-
anstieg, mit der Konsequenz, dass wir weit-
flächige Problemböschungen bekommen, 
die nicht standsicher sind. Darauf können wir 
es also nicht ankommen lassen. Oder ich be-
treibe die Grundwasserabsenkung, das heißt 
den Pumpbetrieb, auf lange Sicht fort. Das 
bedeutet Ewigkeitskosten. Dazu wird nie-
mand bereit sein. Es geht im Kern darum, ob 
wir vielleicht bei der Flutung etwas schneller 
oder langsamer vorankommen können. Bei 
den Zeithorizonten, was die Füllung der Hohl-
formen im aktiven Bergbau betrifft, sind wir 
bei 2050. Das heißt, es wird in den längsten 
Fällen noch 30 Jahre dauern, bis wir das ge-
schafft haben. Die Handlungsalternative, gar 
nicht aktiv zu fluten, bringt die Folgen und 
Nebenwirkungen mit sich, von denen ich ge-
sprochen habe. Das sind die konkreten Prob-
leme, die wir haben.

2020 gab es den Kohlekompromiss. Wir be-
finden uns jetzt im Jahr 2024. 40 Milliarden 
Euro werden in die Regionen investiert. 
Wenn Sie auf die Strukturentwicklung bli-
cken, was jetzt schon in den letzten Jahren 
entstanden ist, wie bewerten Sie das?
Das muss man differenziert sehen. Es war 
natürlich wichtig, von 2020 erst mal Sorge 
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dafür zu tragen, dass es überhaupt losgeht. 
Dass also für die Menschen in den Regionen 
deutlich wird, das sind nicht nur Papierti-
ger oder Lippenbekenntnisse, sondern der 
Strukturwandel wird tatsächlich gelebt. Das 
hat zur Konsequenz gehabt, das will ich an 
der Stelle nicht verhehlen, dass wir in der An-
fangsphase auch das eine oder andere Pro-
jekt hatten, wo man durchaus geteilter Mei-
nung sein konnte, ob das mit Strukturwandel 
etwas zu tun hat. Das ist für die Anlaufphase 
aus meiner Sicht auch nicht unnormal gewe-
sen. Inzwischen werden die Projekte deutlich 
besser. Ein Schlüsselprojekt ist das Großfor-
schungszentrum, was die Chemie betrifft, 
das CTC in Delitzsch (13). Das ist eine Riesen-
chance für die Region, weil das wirklich Aus-
sichten bietet, neue Wertschöpfungsketten, 

also Innovatives auf einer chemiebasierten 
Grundlage zu schaffen. 
Das ist die eine Sache. Die zweite sind na-

türlich die Förderkulissen: Das ist der Land-
kreis Leipzig, der Landkreis Nordsachsen, die 
Stadt Leipzig. Man kann über Zahlen immer 
hin und her diskutieren. Aber es ist einfach 
so – das liegt mir persönlich am Herzen –, 
dass das Kernrevier, also die Räume, die tat-
sächlich vom Kohleausstieg betroffen sind, 
besonders auf wirksame Maßnahmen zum 
Strukturwandel angewiesen sind. Das ist bei 
uns nun mal der Südraum Leipzig im enge-
ren Sinne und als Kernraum Neukieritzsch, 
Groitzsch, Zwenkau, Böhlen, Regis-Breitin-
gen, Borna. Da hat sich manches zum Posi-
tiven gewendet, aber es ist immer noch Luft 
nach oben. Wobei man natürlich sagen muss, 

dass man Strukturwandel auch größer den-
ken muss, als diesen unmittelbar auf die Ta-
gebaukommunen oder die Tagebauanlieger-
kommunen zu beziehen, weil man die Dinge 
gar nicht alle dort unterbringen kann.

Das hören wir oft von Kolleginnen und Kol-
legen der BCE (14): CTC ist ja nicht im Kern-
revier, sondern Nordsachsen.
Ja, das ist eben das Problem. Diese Förder-
regularien sind politisch entschieden worden 
zwischen Bund und Freistaat. Wir hätten bei-
spielsweise ein gutes Instrument gehabt, wie 
man es räumlich hätte fokussieren können. 
Es gibt ein sogenanntes Braunkohlenplan-
gebiet Leipzig-Westsachen. Dort ist kommu-
nenscharf festgelegt, wer von der Thematik 
betroffen ist. Wenn man das zugrunde gelegt 
hätte, hätte man möglicherweise stärker fo-
kussieren können. Es hätte allerdings dazu 
geführt, dass ein erheblicher Teil der Kom-
munen außerhalb der Förderkulisse gelegen 
hätte. Dann sind wir wieder bei dem größeren 
räumlichen Kontext. Beispielsweise ist das 
Thema Torgau und Glas wichtig und sinnvoll. 
Das wäre aber bei einer enger gefassten För-
derkulisse nicht gegangen. Ich kann immer 
einen Maßstab zugrunde legen, hundertpro-
zentig richtig ist es nie. Es geht um Fairness in 
dem Zusammenhang, dass man an den richti-
gen Stellschrauben dreht. 
Ich habe Verständnis für jedes Gemeinde-

oberhaupt, das sagt: „Ich liege in der Förder-
kulisse, also probiere ich es einfach mal.“ Das 
ist ganz normal. Im schlimmsten Fall gibt es 
halt einen Negativbescheid. Insofern ist, um 
das ganz klar zu sagen, gegen kommunales 
Engagement überhaupt nichts einzuwenden. 
Aber wir werden ein Stück weit, wenn es um 
Strukturwandel und die Mittel geht, noch ziel-
genauer werden müssen für die Perspektive, 
die ansteht. 

Thema Ausbau erneuerbarer Energien: Was 
sind Ihrer Meinung nach die Schlüssel, um 
gerade den Windausbau in Sachsen voran-
zubringen, um Menschen in den Kommunen 
zu überzeugen? 
Da gibt es verschiedene Facetten, die man 
da ansprechen muss. Eine besteht darin, 
dass wir in Sachsen eine Gebietsstruktur ha-
ben, die das Ganze deutlich schwerer macht 
als beispielsweise in Mecklenburg-Vorpom-
mern oder in Schleswig-Holstein. Wir haben 
in Sachsen eine relativ hohe Siedlungs- und 
Bevölkerungsdichte. Und wenn wir über 
die oft angesprochenen eintausend Meter 
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Siedlungsabstand reden, die wir auch nach 
Kräften einhalten wollen, dann ist es natür-
lich schwieriger als in einem Landstrich, wo 
ich 50 Menschen auf dem Quadratkilometer 
habe. Je dichter ein Raum besiedelt ist, desto 
schwerer wird es, diese Anlagen einzuordnen. 
Sachsen hängt da nicht hinterher, weil es un-
tätig oder böswillig ist, sondern weil diese 
Frage eine Rolle spielt. Das ist der eine Punkt. 
Der zweite: Ich bin 2023 bei einem Forum 

der Branche in Halle in einer Podiumsdiskus-
sion gefragt worden, was denn aus meiner 
Sicht die größten Hemmnisse für den Ausbau 
erneuerbarer Energien, insbesondere für die 
Windenergie, gewesen sind. Ich gab in der 
Händelhalle in einem Forum mit 400 Teilneh-
mern aus der Branche natürlich eine diploma-
tische Antwort: „Energiewende ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Und die wird 
uns nur gelingen, wenn alle gemeinsam über 
diese Frage nachdenken und daran arbeiten.“ 
Undiplomatisch sage ich, es sind zwei Rich-
tungen, die bremsen. Das sind auf der einen 
Seite wirtschaftliche Akteure, die sich – ich 
formuliere es mal so drastisch – einen Dreck 
dafür interessieren, wie Befindlichkeiten vor 
Ort aussehen. Und das sind auf der anderen 
Seite Kommunen, die denken, dass sie die 
Frage der Energiewende aussitzen können, 
indem sie nichts machen. Das sind die zwei 
Punkte, zwischen denen wir uns bewegen. 

Damit der Strukturwandel gelingt und es 
nicht zu einem Strukturbruch wie in den 
1990er Jahren kommt, was sind die wich-
tigsten Anforderungen und Hausaufgaben, 
die Sie den politischen Entscheidungsträ-
gern mit auf den Weg geben möchten?
Eine Frage, die bis jetzt überhaupt nicht an-
gesprochen wurde, die ich aber mit in die 
Waagschale werfe: Die Strukturwandelmittel 
sind jetzt ausgelegt auf einen Zeithorizont bis 
2038, mit einem gewissen Überhang, was die 
Abfinanzierung betrifft. Damit ist dieses Geld 
gut dazu verwendbar, um Folgeindustrien, 
wirtschaftliche Entwicklung beziehungswei-
se Standortfaktoren zu unterstützen. Das ist 
alles gut und wichtig. 
Wofür das Geld nicht einsetzbar ist, sind 

die Folgelandschaften, die im Bereich des ak-
tiven Bergbaus entstehen, um diese hübsch 
zu machen. Wenn nichts Gravierendes pas-
siert, was Unternehmensstrukturen und 
wirtschaftliche Entwicklung betrifft, dann 
wird der aktive Bergbau eine Wiedernutzbar-
machung zustande bringen mit einer Grund-
sanierung auf einem niedrigen Niveau. Das 

heißt, im besten Fall können wir erwarten, 
dass die Böschungen alle standsicher gestal-
tet werden, dass die Wasserfüllung der Ta-
gebauseen erfolgt, samt Vorfluteinbindung, 
und dass eine Grunderschließung im Sinne 
eines Wirtschaftswegenetzes kommt. Wenn 
wir das im Ergebnis der Wiedernutzbarma-
chung des aktiven Bergbaus schaffen, wäre 
das schon gut und akzeptabel. 
Für alles, was darüber hinausgeht, ist bis 

jetzt keine Finanzierungsgrundlage gegeben. 
Das Problem liegt einfach darin, dass wir die-
ses Geld erst einsetzen können, wenn wir mit 
der Bergbaufolgelandschaft im aktiven Berg-
bau einen gewissen Stand erreicht haben. Mit 
anderen Worten: Die Strukturwandelmittel, 
die wir jetzt haben, gehen zu einem Zeitpunkt 
zu Ende, wo wir das Geld noch gar nicht aus-
geben können, weil es später fällig wird, wenn 
man Häfen, Schiffsanleger, Radwege baut. 
Wenn man solche Dinge konkret schaffen will, 
dann haben wir die Situation, dass das im 
Moment finanziell nicht gedeckt ist. Wir sind 
von diesem Zeitpunkt noch etwa 15 Jahre 
entfernt. Es ist jetzt kein Thema, wo man Ak-
tionismus betreiben muss, aber es muss allen 
Akteuren klar sein. 
Wir haben im Zuge der Braunkohlesanie-

rung der LMBV den Begriff der berühmten 
Paragraf-4-Mittel (15) zur Erhöhung des Fol-
genutzungsstandards, die durch den Frei-
staat verausgabt werden. Etwas Vergleichba-
res für den Bereich des aktiven Bergbaus gibt 
es bis jetzt nicht. Dann müssen wir darüber 
zu gegebener Zeit reden: Ist das eine Bun-
desangelegenheit oder ist das eine Landes-
angelegenheit oder möglicherweise beides? 
Ich möchte an der Stelle betonen: Über diese 
Komponente der finanziellen Flankierung des 
Strukturwandels wird man noch mal nach-
denken müssen. Das kostet eine Größenord-
nung, die eine Zehnerpotenz unter den 40 
Milliarden liegt, die wir jetzt auf Bundesebene 
insgesamt haben. Aber ohne Geld kann ich da 
wenig machen. 
Ich muss auch bei den Bergbaufolgeland-

schaften des aktiven Bergbaus erstmal eine 
gewisse Anschubfunktion erfüllen, indem ich 
Voraussetzungen dafür schaffe, dass jemand 
privat investieren kann. Das werden die Kom-
munen von sich aus nicht leisten können. 
Deshalb ist das ein Thema – wir haben das ja 
vorhin an anderer Stelle schon gehabt – wo 
eine politische Sensibilisierung dafür, dass 
hier Handlungsbedarf besteht, nicht früh ge-
nug erfolgen kann. Auch diese Fragestellung 
muss in Berlin erstmal ankommen, dahin-

gehend, dass man sich der Sache annimmt. 
Wir haben immer das Problem – da brauchen 
wir uns überhaupt nichts vorzumachen: Es 
sind ganze vier, wenn man großzügig ist und 
Thüringen nicht ganz außen vorlässt, fünf 
Länder, die an dieser Thematik partizipieren. 
Das heißt im Umkehrschluss, es sind vier Län-
der und ein bisschen von 16. Das war schon 
beim Kohlekompromiss so, dass da natürlich 
eine ganze Reihe von Ländern, die nicht par-
tizipiert haben, kritisch, mitunter auch etwas 
neidisch auf die Entwicklung geschaut haben. 
Das wird mit Sicherheit, wenn es um die künf-
tige Situation geht, nicht anders. Da brauchen 
wir uns nichts vorzumachen.

Abschlussfrage: Versetzen wir uns mal ins 
Jahr 2040. Wie würde die Region im Ideal-
fall für Sie aussehen, wenn Strukturwandel 
wirklich gelungen wäre im Jahr 2040?
Im Jahr 2040 wäre ich 81. Dann wird der ak-
tive Braunkohlenbergbau definitiv beendet 
sein. Wir werden in der Sanierung der Ab-
bauhohlformen noch mittendrin sein bezie-
hungsweise sogar stellenweise eher noch im 
Anfangsbereich. Ich hoffe, dass die potenziel-
len Leuchttürme, die wir in der Region haben, 
wie das Großforschungszentrum CTC und die 
Entwicklung der LEAG in Lippendorf, aus-
strahlen in die Region, Wertschöpfung schaf-
fen und dass eine Vielzahl von kleineren Pro-
jekten, die wir in der Region haben, gerade 
im kommunalen Bereich, einen kumulativen 
Effekt bewirken, der in die richtige Richtung 
geht. Dass wir sagen können, wir haben zu-
mindest die richtige Richtung eingeschlagen, 
um diesen Strukturwandel positiv zu gestal-
ten und zu bewältigen, das ist das, was ich mir 
wünschen würde. Wie gesagt, abschließen 
werden wir es mit Sicherheit nicht vor 2050. 
Das ist ein Zeithorizont, den wir realistisch 
annehmen können. Aber es ist wichtig, dass 
wir jetzt die Weichenstellung vornehmen, die 
wir brauchen, um auf genau auf diesen Pfad 
zu kommen.

Herzlichen Dank für das Interview.
Gut, danke Ihnen.
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(1) 	 Kohlechemie ist die Gesamtheit der chemischen Prozesse und deren Produkte, für die 
Kohle (Braun- oder Steinkohle) der Rohstoff ist. Die Prozesse umfassen Entgasungs-
verfahren (Verkoken und Schwelen), Kohlehydrierung (Fischer-Tropsch- und Bergius-
Pier-Verfahren), Kohlevergasung und spezielle Extraktionsverfahren. Diese Verfahren 
werden oft als Kohleveredlung bezeichnet. Karbochemie ist in vielen Ländern neben 
Petrochemie die wichtigste Grundlage der chemischen Großindustrie.

(2)	 ABM – Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen waren in Deutschland zu Zeiten hoher Arbeits-
losigkeit von der Arbeitsagentur bezuschusste Tätigkeiten auf dem sogenannten Zwei-
ten Arbeitsmarkt, um Arbeitssuchenden bei der Wiedereingliederung in eine Beschäfti-
gung zu helfen oder ein geringes Einkommen zu sichern.

(3)	 LMBV – Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH, ist die 
Projektträgerin der ostdeutschen Bergbausanierung; saniert im Auftrag von Bund und 
Ländern die Hinterlassenschaften des DDR-Braunkohlenbergbaus in den Revieren der 
Lausitz und Mitteldeutschlands sowie des Kali-, Spat- und Erzbergbaus in Sachsen-An-
halt, Sachsen und Thüringen

(4)	 MIBRAG – Mitteldeutsche Braunkohlengesellschaft GmbH als aktives Bergbauunterneh-
men

(5)	 Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen, gegründet am 06.11.1992.

(6)	 Andreas Berkner; Kulturstiftung Hohenmölsen e. V. (Hrsg.): Bergbau und Umsiedlungen 
im Mitteldeutschen Braunkohlenrevier. Sax Verlag, Markkleeberg. 2022.

(7)	 www.poedelwitz.de

(8)	 RHEINBRAUN war die Bezeichnung für ein Braunkohlebergbau- und Energieversor-
gungsunternehmen, das Tagebaue, Kraftwerke, Brikettfabriken und Veredelungsbetrie-
be im Rheinischen Braunkohlenrevier betreibt (heute RWE Power).

(9)	 Das Leipziger Neuseenland ist eine teilweise noch entstehende und zur Mitteldeutschen 
Seenlandschaft zählende Bergbaufolgelandschaft. Mit der Rekultivierung und Renatu-
rierung der ehemaligen Tagebaurestlöcher entstanden und entstehen zahlreiche Ge-
wässer.

(10)	 LEAG, Lausitz Energie Bergbau AG

(11)	 Dow, The Dow Chemical Company, international tätiges Chemieunternehmen mit Sitz in 
Midland (USA). 

(12) 	 Der Standort Thierbach ist ein sich entwickelndes Industrie- und Gewerbegebiet zwi-
schen Borna und Kitzscher. Auf dem Gelände war bis 1999 ein Braunkohlekraftwerk.

(13) 	 Das BMBF finanziert mit 1,1 Milliarden Euro ein Großforschungszentrum im Mitteldeut-
schen Revier, das Center for the Transformation of Chemistry (CTC) mit Standorten im 
sächsischen Delitzsch und im sachsen-anhaltischen Merseburg.

(14) 	 IG BCE, Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie

(15) 	 Paragraf-4-Mittel: Nach dem Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern zur 
Braunkohlesanierung sind das Mittel, die zur Erhöhung des Folgenutzungsstandards 
über die bestehenden bergrechtlichen Verpflichtungen der LMBV als reine Landesmittel 
zur Verfügung stehen, was derzeit nur in Brandenburg und in Sachsen der Fall ist.

Glossar
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